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DerStreitumdieErtragsanteile .

VerhandlungderKlagederGemeindeWiengegendenBundvordemVerfassungs-¬
gerichtshof .

Heutefand vor demVerfassungsgerichtshofdieVerhandlung
über die Klagedes Landesundder GemeindeWiengegendenBundaufLeistung
jenerErgänzungszahlungstatt ,dieWienaufGrundbestehendergesetzli¬
cher Bestimmungenmit einem Betrag von rund 19 Millionen Schilling be¬
ansprucht ,währendder Bundbisher bloss eine solche Ergänzungszahlungin
der Höhevonrund213Millionenals berechtigt erachtete .DerVerhandlung

wurde mit umso grösserem juristischen Interesse entgegengesehen ,
als die Bundesregierung,gestütztauf daskriegswirtschaftlicheErmächti¬
gungsgesetz ,zwei Tage vor der Verhandlung mit Verordnungvom16 .Juni
1933 die Garantiebestimmungenrückwirkendfür das Jahr 1932 ausserKraft

setzte . DerVertreterdesLandesundderGemeindeWien,Ober¬
MagistratsratDr .RudolfNeumayer,beschäftigtesichdaherauchzunächst
mit der Wirksamkeitdieser jüngst erflossenen Verordnungundführteaus :

" Vorzwei Tagenwurdedie Bundeshauptstadt Wiendurch
die am19 .Juni 1933verlautbarteVerordnungder Bundesregierungvom16 .
Juni 1933 überrascht ,in der auf Grund des kriegswirtschaftlichen Ermäh¬
tigungsgesetzes die allgemeine Garantiebestinmungdes Artikels 2der
. Abgabenteilungsnovelleauch für das Jahr 1932ausser Kraft gesetztwurde .

DieserVerordnungliegt zweifellosdie AbsichtderRegierungzugrunde ,die
heute vor demVerfassungsgerichtshofstattfindende Verhandlungunmöglich
zumachen. Eswärevielaufrichtigergewesen,dieseAbsichtoffeneinzube¬
kennenund ,gestützt auf das kriegswirtschaftlicheErmächtigungsgesetz,
zu verordnen :„ Diefür den22 .Juni 1933um10Uhrvommittagsvor demVer¬
fassungsgerichtshof anberaumteVerhandlungin der AngelegenheitLandund
GemeindeWiencontra BundwegenLeistung der Ergänzungszahlungist

verboten . "
Ich bin der festen Ueberzeugung,dass diesmaldie Regie .- ¬

rung in dem gewählten Mittel zur Abwehr bestehender Ansprüche sich ver¬

griffenhat .LandundGemeindeWienbegehmenvondemVerfassungsgerichtshof
ein Leistungsurteil ,oventuell bäoss ein Feststellungsurteil .Jedes Lei¬
stungs - oderFeststellungsurteil hat aber immer nur deklarative Kraft ;es

spricht nur aus,wasim Zeitpunkt der Einbringungder Klagerechtenswar .
Ganzunmöglichaber ist es ,dass durch einen Verwaltungsakteinbereits
anhängiges gerichtliches Verfahren irgendwie beeinflusst werden kann .
Wennein solcher Wegzulässig wäre ,dann wäre es ja am besten ,die Fi¬

nanzprokuratür ,die ja in solchen Fällen die Vertretungdes Staatesführt ,
aufzulösenundjedengegendenBundanhängiggemachtenProzessdurcheine
Verordnungzugunsten des Bundeszu entscheiden .Eine solcheMöglichkeit
mussausgeschlossen sein ,wennmannicht zugebenwill ,dassOester - reich
sich gegenwärtig von jeder modernen Rechtspflege abgewendet hat undzum
polizeistaatlichen Zustand der Kabinettsjustiz zurückgekehrtist .

Ich zitiere den Altmeister des DeutschenVerwaltungs¬
rechtes ,OttoMayer ,I .Band,3 .Auflage ,1924 .ImParagraph4 diesesWerkes
beschäftigt sich der Verfasser mit dem Polizeistaat und führt neben
anderen charakteristischen Merkmalenaus :378
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„ DerFürst aber kannjederzeit einen Zivil -oderStraf¬
prozess dadurch erledigen ,dass er einen " Machtspruch "fällt .Dadurch be¬
stimmter entwederselbst ,wasfür den Fall rechtens sein soll ,oder
er befiehlt den Gerichten das zu gebende Urteil ." NachOtto Mayerhat also
die Regierungdurch diese VerordnungOesterreich zumPolizeistaat gemacht .

Nachunserer gegenwärtiggeltendenVerfassungist esun
möglich ,imWegedererlassenenVerordnungdasimgegenständlichenStreit¬
falleanhängigeVerfahrenzubeeinflussen.Diesergibtsichausfolgender

Ueberlegung :
dassEs ist ein unbestreitbar feststehenderTatbestand,/für

das Jahr 1932die imArtikel 2 der . Abgabenteilungsnovellefestge¬
setzte unddurchdas Goldbilanzgesetzvom1 .Juni 1925verstärkteGaran¬
tie einzigundalleinnurfür dieBundeshauptstadtWienvonBedeutungwar.
DieimBundesgesetzblattvom19 .Juni publizierteVerordnung. . Bl.
Nr .239ist also gar nicht eine generelleNorm ,sondernledglicheinun¬
ter demDeckmanteleiner Verordnungerscheinender ,individueller ,aus¬
schliesslichgegenWiengerichteterVerwaltungsakt.Ist ja dochindiesem
Fall der Adressat individuell bestimmtundausserdemauch derInhalt
der Leistung ziffernmässig bis auf den letzten Groschenbekannt .

Wie der Verfassungsgerichtshof über solche Schein - Verord¬

nungendenkt,wurdebereitsindemErkenntnisvom23 .Juni192421V-2
Samml .Nr .13 ausgesprochen :In diesem Erkenntnis wurdenfolgendeRechts¬
sätzefestgelegt :

. „ EineVeroudnung ist eine nicht in Gesetzesform er¬
fliessendegenerelleNorm.

2 .AufGrunddeskriegswirtschaftlichenErmächtigungsge¬
setzes ist die Regierunglediglich ermächtigt ,Verordnungen ,nichtaber
individuelle Verwaltungsaktezusetzen .

. Einin der äusserenFormeiner Verordnungauftretender ,
sich an ein Gericht wandenderund auf dessen RechtssprechungBezugneh¬
menderindividuellerVerwaltungsbefehlverletzt denGrundsatzderTren¬
nungder Justiz vonder Verwaltung( Artikel 94,Absatz1,B . . . )undder
Unabhängigkeitder Gerichte ,ferner denimArtikel 83,Absatz2,B. . G.
ausgesprochenenGrundsatz ,dass niemandseinemordentlichenRichterentzogen
werden darf ,endlich das der Partei gesetzlich gewährte Recht der admi¬

nistrativen Beschwerdesowie das ihr verfassungsmässig gewährte Rechtder
Beschwerdebei den Gerichtendes öffentlichenRechtes . "

Aberauchin jüngsterZeit hat sich derVerfassungs¬
gerichtshofmit demWesender Scheinverordnungbeschäftigt .Ichverweise
diesbezüglichaufdasErkenntnisvom19 .Juni1931 ,. . 5/31 .Dortwird
ausgeführt :„ Eine verschleierte Verfügung in Verordnungsform liegt

nur dannvor ,wennsich die Anordnungnur zumScheinan dieAllgemeinheit
oderan eine nachGattungsmerkmalenbezeichneteGruppederBevölkerung
richtet ,während sie in Wahrheit nur eine einzelne Person oder eine im

VorhineinbestimmteMehrheitvonPersonentreffenwollteundtreffen
konnte . "

AlledieErwägungen,diein bereitsabgeführtenVerhand¬
lungender Verfassungsgerichtshofbezüglicheiner solchenScheinverord¬
nunganstellte undzumInhalt seiner Entscheidungenmahte ,treffenim
erhöhtenAusmassauf die Verordnungvom16 .Juni 1933zu .379
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Diese Verordnung verstösst also so sehr gegen die Grund¬
sätzederVerfassung ,dasssie garnichtmehrals vernichbbareVerordnung,
sondern als eine absolut unheilbare ,nichtige Verordnungbezeichnetwerden
musa ,die also gar nicht besteht und an die niemand ,auch nicht der Ver¬

fassungsgerichtshofgebundenist .Mirist vollkommenbewusst ,dassdiebishe¬
rige JudikaturdesVerfassungsgerichtshofesaufdemStandpunktstand ,
dass es nur eine Vernichtbarkeit ,aber keine NichtigkeiteinesVerwal¬
tungsaktesgebenkann ,der voneiner hiezu kompetentenBehördeausgegangen
ist . DieseJudikaturwarabernursolangegerechtfertigt,als esmöglich
war ,Verfassungs -und Gesetzwidrigkeiten geltend zu machenund deren Annu- ¬

lierungzuerreichen .Heuteist dieseMöglichkeitgenommen.Daherkanndie
bisher herrschendeAuffassungnicht mehrbeibehaktenwerden ,wennnicht
Folgeerscheinungenauftretensollen ,die schliesslichundendlichjede
staatliche OrdnungauflösenundchaotischeZuständeherbeiführenmüssen .
Manbrauchtdochnur folgendeErwägunganzustellen .Nachderösterreichi¬
schen Bundesverfassunghat zweifellos der Rechtssatz "Reichsrechtbricht
Landrecht "keineWirksamkeit.Eskannalsezweifelloseinverfassungswid¬
riges Landesgesetzein Bundesgesetz ,ja sogar einBundesverfassungsgesetz ,
sofern nur das Bundesgesetz das spätere Gesetz ist ,ausser Wirksamkeisetze
Ebensokannaucheine später erscheinende ,wennauchverfassungswidrige
VerordnungdiefrüherergangeneVerordnungderBundesregierungausseranzKraftsetzen .Eswärealso gumBeispiergut möglich ,dassdie WienerLan¬
desregierung ,gestützt auf § 110der Gemeindeverfassung,in demdemMa¬
gistrat die Einhebungund Abfuhrder direkten Steuern unter Haftungder
GemeindeWienaufgetragenwird ,verordnet ,dass die jüngst erschieneneVer¬
ordnungder Bundesregierung ,womitab 1 .Juli 1933die EinhebungderBun¬
de ssteuern durch Bundesorganeangeordnet wurde ,ausser Kraft gesetzt wird
und auch weiterhin diese Steuereinhebung von den Organen der Gemeindezu

besorgenist .UnterdenheutebestehendenverfassungsrechtlichenZuständen
würdedasbedeuten ,dasszweifellosdieVerordnurgderWienerLandesre¬
gierungGeltunghat undtatsächlichdie SteuereinhebungvondenOrganen
der Gemeindeauchweiterhinbesorgtwird .SolcheBeispieleliessensich
übrigens in beliebig grosser Zahl anführen .Wiewärees ,wennderWiener
LandtagohneBeachtungderBestimmungendesFinanzverfassungsgesetzeseinen
Gesetzesbeschlussfassenundsofortpublizierenwürde ,in dæmdieBefreiung
sämtlicher Gemeindeeinrichtungen von den Bundessteuern ausgesprochenoder
gar etwa die Aufhebungsämtlicher Bundesstouernfür die im Territoriumvon
WienwohnhaftenphysischenundjuristischenPersonenundanderenStelledie
EinhebungirgendwelcherneugeschaffenerLandes -undGemeindeabgabenan¬
geordnet würde ?Unter normalenverfassungsrechtlichen Verhältnissenhätte
noch die Anfechtung eines derartigen Landesgesetzes und die Beseitigung
durchden Aussprüchdes Verfassungsgerichtshofeserfolgen können .Gegen¬
wärtigwäreder Verfassungsgerichtshofgar nicht Ander Lage ,esmUrteil
überdie Vernichtungdieses verfa ssungswidrigenGesetzeszu fällen .Nach
demGrundsatz lex posterior derogat priori wäre somit zweifellos das
später erflossoneLandesgesetzvonWirksamkdt .Kannalso wirklhdurch
einen solchen verfassungswidrigen Akt des WienerLandtages der Bundumseine
Eingängeaus denBundhssteuernauf demTerritoriumvonWiengebracht
werden ,mindestens solange unter der Wirksamkeit der denVerfassungsgerichts¬
hof selbst betreffenden Verordnung der Bundesregierung eine Ueberprüfung
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undAufhebungeines solchenLandesgesetzesnicht Platz greifenkann ?Oder
soll etwa gar der WienerBundesbürgeraus diesem Verfassungsstreit der
einzige Leidtragende sein und beide Steuern ,die Bundessteuer unddie
durch dieses verfassungswidrige Landesgesetz zur Vorschreibung gelangen¬
den neuen Landesabgaben ,zu zahlen haben ?Das wärenunmöglicheKonsequen¬
zon !AusdiesemIrrweggibt es nurdie einzigeLösung ,dassdieJudikatur
unter Berücksichtigung der gegenwärtig gegebenen Unmöglichkeit ,die Ver - ¬

nichtungeinesgesetz -oderverfassungswidrigenAktesherbeizuführen,sich
auch den Begriff der unheilbaren absoluten Nichtigkeit zu eigen macht ,einen
Begriff ,der in der judiziellen Disziplin der Rechtswissenschaftenseit
geraumerZeitEinganggefundenhat undals geltendbehandeltwird .Ist
aber die absoluteNichtigkeitfeststehend ,dannhat aber auchdiesejetzt
erlassene Scheinverordnungfür niemandenundschongar nicht für denVer¬
fassungagerichtshofauch nur die leiseste rechtliche Beachtlichkeit .Mit
diesermeinerAuffasdungsteheich übrigen .nichtallein .Auchin derLite¬
naturfindensichStellen ,in denendie gleicheRechtsüberzeugungzum
Ausdruckkommt .Soverweiseich zunähst auf Adamovich :"Grundrissdes
österreichischen Staatsrechtes " ,1927 ,Seite 285,1 . Absatz .Dort heiest es
auadrücklich ,nachdemimFrüherenausgeführtist ,dass eine Verordnungnur
einegenerelleRechtsnormbeinhaltenkann ,wiefolgt:"Andererseitshatdie
Bezeichnungeines Verwaltungsaktesals Verordnurgallein nochnichtzur
Folge ,dass dieser Aktauchwirklichals Verordnungangesehenwerdenmuss.
Vielmehrentbehrenderartigein deräusserenFormeinerVerordnungerlasse¬
ne Aktedes Charakters der Verordnung ,wennsie sich inhaltlich nichtals
einegenorelleNormsondernalsindividuellerVerwaltungsbefehldarstellen.

Da ich es als eine gorichtsbekannte Tatsache unterstellen darf ,dass die

Garantie ,wieausgeführt ,für dasJahr1932ausschliesslicheinWientref¬
fenderAktist ,glaubeich michdaherauf diese Stelle berufenzukönnen,
wennich behaupte ,dass daher der im Bundesgesetzblatt publizierte Be¬
schluss der Bundesregierungnicht als eine Verordnungaufgefasstwerden
kann ,die der Verfassungsgerichtshofin demanhängigenProzessverfahren
berücksichtigenmüsste oder bezüglichderen Gültigkeit erst einPrüfungs¬
verfahrenPlatz/greifen hätte .Aberauchfür die vonmirvorgetrageneAuf¬
fassungvonder unheilbarenNichtigkeiteinzelner Verwaltungsaktefindet
sich ein Belegin der Literatur .Ich bezichemichauf Herrnritt"Grund¬
lehren des Verwaltungsrechtes ",Tübingen1921 ,Seite 287 . Dortführtder
Verfasseraus :„EndlichkanneinVerwaltunsaktmitRücksichtaufseinenIn¬
halt nichtig sein . DieserFall der Nichtigkeitbildet allerdingsnureine
AusnahmevondemGrundsatze ,dass ein formal einwandfreierAktwegenma¬
terieller Ungesetzlichkeitlediglichvernichtbarist .DieNichtigkeitwird
hier nur auf jene Fälle zu beschränkensein ,woein Verwaltungsaktauf
einennicht möglichenErfolggerichtet ist ,also die Herbeiführungeines
tatsächlich oder rechtlich unmöglichenZustandeszur Folgehabenwürde. "

Wennich diese Grundsätzeauf die in FragestehendeVer¬
or dnungnwende,so ergibtsichdarausfolgendeKonsequenz.MitdieserVer¬
ordnung wird in das anhängige Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof ein¬
gegriffen .Darausergibt sich die Verletzungeiner Fülle eindeutigbestimm¬
ter,klar umrissener ,verfassungsmässig gewährleisteterRechte .DieseVerord¬
nung verletzt zunächst den Grundgatz des Artikels 87 ,also die richterli¬
che Unabhängigkeit .Weiters bedeutet diese Verordnungeinen Eingriff gegen
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die Normdes Artikels 94 ,wonachdie Justiz von der Verwaltunginallen
Instanzen getrennt ist .Vor allem nimmtaber diese VerordnungWiendasvom
Verfassungsgerichtshofstets als verfassungsmässiggewährleisteterklärte
RechtderBeschwerdebeidenGerichtendesöffentlichenRechtes ,daja

durchdiese Verordnungeinzig undallein erreicht werdensoll ,dassWien
sein KlagerechtnachArtikel137 . . G.verliert .Nichtallein also nureine
Ueberschreitungdes § 7 des Uebergangsgesetzesliegt vor ,sondernmitdie - ¬
serVerordnungwirdeinedreifacheVerletzungverfassungsmässiggewährleiste
ter Rechtevollzogen,sie hatalsoeinenrechtlichnichtmöglichenErfolgzum Inhalt .Damit ist aber jene Voraussetzung gegeben ,unter der auch Herrn¬

ritt einenselbstauchformaleinwandfreienAktderVerwaltungalsüberhaupt
nichtzurechtbestehendansieht .

AberauchauseinerletztenUeberlegungkommeich zuder
Ueberzeugung,dassdieseVerordnungaufdenjetztabzuführendenRechtsstreit
zwischenWienunddemBundkeinenEinflusszunehmenvermag.Fürdieju¬

ristische Beurteilung eines Falles ist doch immernur der wirklichunterlie - ¬
gendeSachverhaltundnicht der nachaussen hin auftretende ScheinvonBe¬
deutung .Ich habe schon eingangs meiner Ausführungenerwähnt ,dass derText
derVerordnungunaufrichtigist . Wenner demwahrenSachverhaltent¬
sprechensoll ,müssteer lautenwiefolgt :„ DerFerfassungsgerichtshofwird
angewiesen ,die vonWiengegendenBundeingebrachteKlageabzuweisen. "
Diese Verordnungbeirhaltet also in Wirklichkeit nichts anderes alseine
WeisungandenVerfassungsgerichtshof,in welchomSinneer dieeingebrachte
KlageWienszuentscheidenhat .SieverletztalsodashöchsteGut ,dasdie
unverrückbareGrundlagejedesRechtsstaatesbildenmuss ,dierichterliche
Unabhängigkeit.Siestellt nichtsanderesdarals die WeisungeinerVerwal¬
tungsbehörde,die aber ,abgeschenvondenwenigenAusnahmsfällen,welche
die österreichische . N.vorallemfür die ErledlgungderVorfragenbei
der Reziprozitätkennt ,nie undnimmerfür denRichterimSinnedesStaats¬
grundgesetzes bindend ist .Auchdiese Verordnungvermagdaher nicht fürden
Verfassungsgerichtshofin irgendeiner Bezichungbeachtlichzusein . "

DerVertreter Wiensbeschäftigte sich sodannmit denmeri¬
torischenUnterlagender Klageundbegründetein erster Liniesein
Leistungsbegehren auf Verurteilung des Bundes zu einer Leistung vonrund
19164MillionenSchilling .Bloasin äussersterprozessualerVersichtglaub¬
te der VertneterWiensein Feststollungsurteil mit demgleichenInhaltbe¬
gehren zumüssen .

Namens des Bundes erwiderte der Vizepräsident der Finanz - ¬
prokuratur ,HofratDr .Lechner ,der vor allemdie für denVerfassungsgerichts- ¬
hofbindendeKraftderjüngsterschienenenVerordnungvom16 .Juni1933
womitauchfür dasJahr 1932 ,gestützt auf daskriegswirtschaftlicheEr¬
mächtigungsgesetz ,dic Garantiebestimmungabgeschafftwurde ,zubegründen
unternahm .Er beantragteschliesslich die Abweisung ,sowohldesLeistungs¬
wie des Feststellungsbegehrens .Der Vorsitzende vorkündete ,dass dasErkennt¬
nis morgen,Freitag ,um11Uhr30vormittagsbekanntgegebenwerdenwird.
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